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Tageblatt: Herr Wurth, in die-
sen Tagen erinnert sich die
Welt an den Beginn der glo-
balen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise, als vor zehn Jah-
ren die amerikanische Invest-
mentbank Lehman Brothers
Konkurs anmeldete. Wo ha-
ben Sie die Nachricht damals
erfahren?

Michel Wurth: Ich war in Lu-
xemburg und gerade aus dem Ur-
laub zurück.

Konnten Sie sich das Ausmaß
der Krise sofort vor Augen
führen?

Nein. Ich dachte ebenso wie
viele Kollegen, dass es sich um
ein temporäres Problem handelt
und sich die Krise auf den ameri-
kanischen Markt begrenzen wür-
de. Ich konnte mir das Ausmaß
zu Beginn nicht annähernd vor
Augen führen und hätte nicht ge-
dacht, welcher Schneeballeffekt
sich entwickeln würde.

Sie sollten schnell eines Bes-
seren belehrt werden ...

Ja, bereits 14 Tage später hatte
sich die Krise global ausgeweitet.
Auch die Luxemburger Banken
waren über ihre Mutterhäuser
betroffen. Als damaliges Mitglied
des Verwaltungsrates der BGL
habe ich die Krise aus nächster
Nähe miterlebt. Wir haben
schnell reagiert und beschlossen,
den Luxemburger Staat an der
Bank zu beteiligen sowie mit der
BNP zu fusionieren.

Rückblickend eine richtige
Entscheidung?

Ich glaube schon. Ebenso
wie die Entscheidung der Po-
litik, antizyklisch vorzuge-
hen – also staatliche Gelder
zur Unterstützung der Wirt-
schaft freizusetzen. Da-
durch mussten die Unter-
nehmen nicht massenwei-
se Arbeitnehmer entlassen.
Die Akteure der Tripartite
haben damals alle an ei-
nem Strang gezogen, so-
dass verhindert werden
konnte, dass aus der Wirt-
schafts- eine Sozialkrise
entstand.

Bei den Parlaments-
wahlen vor fünf Jah-
ren steckte Luxem-
burg noch mitten in
der Wirtschaftskri-
se. Damals warn-
ten liberale Initia-
tiven wie „5 vir 12“
oder auch die Ini-
tiative 2030, die
Sie mit der UEL
initiiert hatten,
dass es so nicht
weitergehen kön-
ne. Denn mit dem

Wegfall des Bankgeheimnis-
ses sowie dem drohenden
Ende der E-Commerce-Steu-
er galt der Finanzplatz als
angezählt.

Eigentlich war nahezu allen
Akteuren mit einer gewissen
Weitsicht bereits vorher lange
klar, dass das Bankgeheimnis
nicht haltbar war. Wenn also der
Finanzplatz weiter bestehen
sollte, dann musste er verändert
werden. Und das geschah auch,
sollte jedoch einiges kosten: Wir
haben heute weniger Banken,
die weniger Steuern zahlen. Al-
lerdings sind Fondsgeschäfte
und Holdingstrukturen massiv
ausgeweitet worden. Deshalb
kann man heute auch nicht
mehr von einem Bankenplatz,
sondern muss von einem Ser-
vicestandort Luxemburg spre-
chen.

Sie haben in Ihrer Karriere
einige Krisen in Luxemburg
miterlebt. Als Sie bei der
Arbed angefangen haben,
war Luxemburg mitten in der
Stahlkrise, es gab die Dot-
com-Blase, die Fusion von
Arcelor und Mittal sowie auch
die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise. Luxem-
burg konnte sich
jedoch stets er-
holen. Liegt

darin nicht ein trü-
gerisches Moment –
der Glaube, dass es
schon immer ir-
gendwie gut ge-
hen wird?

Ja. Das birgt Gefah-
ren und es gilt, stets
wachsam zu sein. Ein
Schlüssel dafür, dass Lu-
xemburg seinen Wohl-
stand trotz Krisen meh-
ren konnte, liegt in der Of-
fenheit gegenüber neuen
Ideen und Technologien.
Alle Krisen sind gemeistert
worden, weil wir neue Wege
einschlugen. Kein „thinking
as usual“. Und auch in der ver-
gangenen Legislaturperiode
sind wichtige Weichen durch
mutige Entscheidungen im Be-
reich der Digitalisierung gestellt
worden. Aber es gibt weitere
schwere Herausforderungen wie
das Rentensystem oder auch der
Fachkräftemangel.

Andere sagen, die größte He-
rausforderung sei das
Auseinanderklaf-
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INTERVIEW Warum UEL-Präsident Michel Wurth
gegen eine Mindestlohn-Erhöhung ist
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„Wirtschaft  hat  nichts
mit Moral zu tun“



fen der Schere zwischen Arm
und Reich. Als Arbeitsminis-
ter Nicolas Schmit eine Min-
destlohn-Erhöhung in Erwä-
gung zog, haben Sie der Idee
jedoch in einem Beitrag im
„Luxemburger Wort“ sofort
eine Abfuhr erteilt. Was stört
Sie daran?

Das Problem in Luxemburg
heißt Produktivität. Und die sta-
gniert seit 20 Jahren.

Allerdings gilt Luxemburg
auch seit Jahren als Produkti-
vitätsweltmeister.

Ja, das stimmt. Dennoch sta-
gniert dieser Wert seit Jahren
bei relativ hohen Löhnen.
Wenn ich also gegen eine Anhe-
bung des Mindestlohns argu-
mentiere, dann liegt das
schlichtweg daran, dass die Un-
ternehmen in Luxemburg das
nicht verkraften.

Kritiker halten dagegen, dass
das Einkommen der Mindest-
lohnbezieher aktuell unter
der relativen Armutsschwelle
liegt. Ist Ihnen das egal?

Ich würde den Begriff der relati-
ven Armut infrage stellen. Der
Mindestlohn in Luxemburg liegt
aktuell bei 2.050 Euro. In Frank-
reich, Deutschland und Belgien
beträgt er 1.500 Euro. Zudem
sind die Sozialleistungen in Lu-
xemburg wesentlich höher als in
den Nachbarländern. Relative
Armut in Luxemburg ist also rela-
tiver Reichtum in Arlon oder
Perl.

Die Lebenskosten in Luxem-
burg sind allerdings auch
deutlich höher.

Ja, aber die meisten Mindest-
lohnbezieher geben ihr Geld ja
auch nicht in Luxemburg aus,
sondern in Audun-le-Tiche oder
in Bastogne.

Das heißt also im Klartext,
dass der Mindestlohn nicht
reicht, um in Luxemburg zu
leben?

Das ist richtig. Aber so funktio-
niert halt die Wirtschaft. Ein Be-
trieb kann nur so viel Lohn aus-
zahlen, wie ein Arbeitnehmer an
Gewinn generiert.

Ist es denn nicht moralisch
fragwürdig, dass Luxembur-
ger Unternehmen erfolgreich
sind auf Kosten von Men-
schen, bei denen es finanziell
nicht reicht?

Wirtschaft hat nichts mit Mo-
ral zu tun. Das sind Fragen des
Staates. Deshalb fordern wir
auch mehr Transferleistung oder
das Bereitstellen von erschwing-
lichem Wohnungsbau, um das
Problem der Armut zu bekämp-
fen. Hier hat die Politik in den
vergangenen Jahren versagt. Zu-
dem könnten Mindestlohnbe-
zieher auch vollkommen von
der Steuer befreit werden. Damit
Sie mich also nicht falsch verste-
hen: Die soziale Kohäsion ist
auch im Interesse der Unterneh-
men.

Was fordern Sie als Präsident
des Unternehmerverbands
UEL sonst noch von der
nächsten Regierung?

Ein großes Anliegen ist die ad-
ministrative Vereinfachung. Das
klingt unspektakulär, tatsächlich
schwebt mir jedoch ein radikales
Umdenken vor. Wenn Sie heute
als Betrieb oder Privatperson ei-
ne staatliche Genehmigung be-
nötigen, ist das oft mühsam und
kompliziert. Es kostet Zeit und
damit Geld. Wenn Sie hingegen
beim Händler ein Auto oder ein
Kleidungsstück kaufen, nimmt
das oftmals nicht mehr als einen
Mausklick in Anspruch. Deshalb
die Idee: Betriebe und Bürger
sollten vom Staat wie Kunden be-
trachtet werden. Das würde
Stress vermeiden und alles ver-
einfachen.

Der Staat als Serviceleister?
Ja, genau.

Müsste der Staat dadurch
nicht deutlich mehr Personal
einstellen?

Nein, keinesfalls. Es geht ledig-
lich um Organisation. Ein Um-
denken in der Hierarchie. Es wä-
re ein Meilenstein, der sehr viele
unproduktive Prozesse abschaf-
fen würde.

Sollte der Staat nicht im
Dienst der Gesellschaft sein
und nicht nur im Dienst der
Unternehmen?

Die Vorteile dieses Umdenkens
beziehen sich ja auf die gesamte
Gesellschaft. Ich sehe enorme
Produktivitätsgewinne, die allen
zugutekommen. Aber das ist na-
türlich sehr schwer umzusetzen
und erfordert großen politischen
Willen.

Haben Sie denn eigentlich nie
daran gedacht, in die Politik
zu gehen, um solche Ideen
umzusetzen?

Meine persönliche Überzeu-
gung ist, dass meine Rolle als Prä-

sident der UEL und der Handels-
kammer nicht vereinbar mit ei-
nem politischen Amt ist. Ich war
deshalb auch nie Mitglied in ei-
ner Partei.

Haben Sie deshalb auch 2013
abgelehnt, als die DP Sie ge-
fragt hat, Finanzminister zu
werden?

Sollte ich jemals gefragt worden
sein, hätte ich aus Überzeugung
abgelehnt.

Ihr Sohn Nicolas wird am
14. Oktober bei den National-
wahlen für die DP antreten.
Könnten Sie sich vorstellen,
dass er einmal Finanzminister
wird?

Es war seine persönliche Ent-
scheidung, und ich begrüße sie.
Ich bin generell der Überzeu-
gung, dass mehr junge Menschen
in die Politik gehen sollten. Da-
von würden wir alle profitieren.
Wohin sein Weg führt, weiß ich
natürlich nicht, aber ich wünsche
ihm nur das Beste.
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Set de roues
hiver gratuit

C’est la Foire d’Automne.
Les 22 et 23 septembre.
Participez à cette première édition de la Foire d’Automne Mercedes-Benz

du 22 au 23/09 et profitez de nos conditions sur les voitures de stock.

Réservez un essai et laissez-vous séduire par notre nouvelle gamme Mercedes.

5,2 - 6,5 L/100 KM •139 -145 G CO2/KM (selon les normes NEDC).
Informations et conditions sur mercedes-benz.lu ou chez votre partenaire Mercedes-Benz.
*Sur une sélection de modèles. Action valable du 01/09/2018 au 30/09/2018 inclus. À l’achat d’une nouvelle voiture
particulière Mercedes-Benz de stock (à l’exception de la GLE SUV-Coupé, GLS, Classe G, SLC, SL, Classe S, Berline-
Coupé-Cabriolet, AMG GT, Citan, Classe X, Classe V, Vito, Sprinter et motorisations AMG). Set de jantes spécibque
par modèle, pour plus d’informations veuillez contacter votre Concessionnaire Agréé Mercedes-Benz.

Merbag S.A.

Contactez-nous au 40 80 1 - 656

www.merbag.lu

Site Hollerich

45, rue de Bouillon

L - 1248 Luxembourg

Site Esch/Alzette

190, rue de Belvaux

L - 4026 Esch/Alzette

Site Diekirch

17, rue de l’Industrie

L - 9250 Diekirch
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